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Energie, Infrastruktur und Umwelt KERNAUSSAGEN 
Neue Energie für die Transformation der Wirtschaft! 
Dr. Susanne Cassel 

 

Politikanalyse: 
 Energiepreise sind in Deutschland im in-

ternationalen Vergleich hoch und dürften 
dies auch mittel- bis langfristig bleiben. 

 Hohe Preise und Unsicherheiten bzgl. der 
künftigen Energieversorgung gefährden In-
vestitionen in den Standort Deutschland. 

 Mittelfristig ist die Abwanderung energie-
intensiver Teile industrieller Wertschöp-
fungsketten zu erwarten. 

 

Politikempfehlungen: 
 Ursachen hoher Energiepreise durch Aus-

bau der Erneuerbaren, der Netze und ei-
ner Wasserstoffwirtschaft bekämpfen.  

 Stärker auf marktwirtschaftliche Instru-
mente anstatt auf Detailvorgaben setzen. 

 Kooperationen mit europäischen und in-
ternationalen Partnern ausbauen.  
 

 

Die Transformation hin zu einer klimaneu- 
tralen Wirtschaft stellt insbesondere ener-
gieintensive Unternehmen in Deutschland 
vor große Herausforderungen. Um die In-
dustrie zu dekarbonisieren, gilt es, fossile 
Energieträger durch Energieträger aus er-
neuerbaren Quellen zu ersetzen. Dies er-
fordert umfangreiche Investitionen. Er-
schwert wird die Transformation durch das 
aktuelle makroökonomische Umfeld mit ho-
hen Zinsen und stark gestiegenen Energie-
preisen. Da sich Wettbewerber außerhalb 
der EU, vor allem in den USA, weit geringe-
ren Energiepreissteigerungen ausgesetzt se-
hen und auch mittel- bis längerfristig mit ei-
nem deutlichen Preisgefälle zwischen Eu-
ropa und anderen Teilen der Welt zu rech-
nen ist, wird befürchtet, dass im internatio-
nalen Wettbewerb stehende energieinten-
sive Unternehmen zumindest Teile ihrer 
Produktion verlagern könnten und es so zu 
einer Deindustrialisierung in Deutschland 
kommen könnte. Vor diesem Hintergrund 
sollte die Politik für investitionsfreundliche 
Rahmenbedingungen sorgen, das Energiean-
gebot durch den schnelleren Ausbau der er-
neuerbaren Energien sowie der Netze für 
Strom und Wasserstoff ausweiten und einen 
transparenten Markt für national hergestell-
ten sowie importierten Wasserstoff und 
seine Derivate schaffen. Zudem sollten neue 
Handels-, Rohstoff- und Energielieferver-
träge abgeschlossen werden, um die Bezugs-
quellen zu diversifizieren.  
 

Um industrielle Prozesse und Technologien 
auf erneuerbare Energien umzustellen, ste-
hen zwei Optionen zur Verfügung: die meist 
günstigere und technisch einfachere direkte 
Elektrifizierung und der Einsatz von grünem 
Wasserstoff und seiner Derivate wie Am-
moniak, Methanol oder E-Fuels. Während 
für die Beheizung von Gebäuden mittels 
Wärmepumpen und die Elektromobilität in 
großem Maß auf eine direkte Elektrifizierung 
gesetzt wird, spielt für die Dekarbonisierung 
der energieintensiven Industrie die so ge-
nannte Sektorkopplung über Wasserstoff 
eine wichtige Rolle. Viele industrielle An-
wendungen lassen sich aber auch direkt 
elektrifizieren.    

 

Insgesamt ergibt sich ein deutlich höherer 
Strombedarf als heute. Um bis 2030 in 
Deutschland das notwendige Angebot an 
grünem Strom verfügbar zu haben, müsste 
der Ausbau der erneuerbaren Energien in 
den kommenden acht Jahren viermal so 
schnell erfolgen wie in den vergangenen acht 
Jahren. Auch der Netzausbau müsste ent-
sprechend mit dem Ausbau der Erneuerba-
ren Schritt halten. Um dies zu erreichen, 
müssen Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren weiter beschleunigt und Bürokratie ab-
gebaut werden. Zudem müssen vor Ort die 
notwendigen Flächen bereitgestellt werden. 
Damit würden auch die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, dass die Strompreise per-
spektivisch sinken können.  
 

Um die Industrie in Deutschland auf eine kli-
maneutrale Produktion umzustellen, sind 
große Mengen an grünem Wasserstoff not-
wendig. Die hierfür nötigen Strommengen 
werden die Herstellungskapazitäten in 
Deutschland bei weitem übertreffen. Zudem 
werden u.a. angesichts der klimatischen Ver-
hältnisse und begrenzten Flächenverfügbar-
keiten die Kosten für die Strom- und Was-
serstoffproduktion in Deutschland auch 
langfristig höher sein als in anderen Teilen 
der Welt. Dies wird strukturelle Verände-
rungen in der Industrie mit sich bringen, 
denn Teile der industriellen Wertschöp-
fungsketten, wie z. B. die Produktion von 
energieintensiven Vorprodukten wie Am-
moniak oder Methanol, werden sich in das 
Ausland verlagern (müssen), da dort die 
Produktionskosten deutlich geringer sind.  
 

Ein Großteil des benötigten Wasserstoffs 
bzw. seiner Derivate müssen importiert 
werden, 2030 geschätzt zwischen 30 und 
67 Terawattstunden. Um dabei nicht in eine 
(erneute) Importabhängigkeit von Energie-
trägern zu kommen, ist es zentral, diversifi-
zierte internationale Bezugsquellen zu er-
schließen. Dies gilt nicht nur für Wasser-
stoff, sondern auch für kritische Rohstoffe, 
die z. B. für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien oder die E-Mobilität benötigt wer-
den. Für einen schnellen Markthochlauf der 
Wasserstoffwirtschaft sollten anfangs alle 
verfügbaren Technologien zur Wasserstoff-
herstellung zum Einsatz kommen, so z. B. 
auch blauer Wasserstoff, der auf Basis von 
Gas mit CO2-Abscheidung gewonnen wird. 
Nur so können Skaleneffekte auch in der 
kurzen Frist erreicht werden. Langfristig 
muss allerdings die komplette Wertschöp-
fungskette auf treibhausgasneutrale Energie-
träger umgestellt werden, um nationale wie 
internationale Klimaziele einhalten zu kön-
nen.  
 

Die Herausforderungen, die es zu meistern   

 

gilt, sind enorm und nicht allein auf einzel-
staatlicher Ebene zu stemmen. Gemeinsam 
mit den europäischen Partnern sollte 
Deutschland daher die notwendigen Rah-
menbedingungen schaffen, um den Import 
von Wasserstoff voranzutreiben. Auch eine 
gemeinsame Beschaffung kann sich durch 
eine verbesserte Verhandlungsposition und 
damit günstigere Konditionen auszahlen. 
Um Preistransparenz zu gewährleisten und 
die Entstehung von Monopolen zu verhin-
dern, sollte auf marktwirtschaftliche Instru-
mente wie zweiseitige Auktionen gesetzt 
werden. Flankiert werden sollte dies durch 
die Erschließung neuer Bezugsquellen, insbe-
sondere den Abschluss neuer Handels- und 
Rohstoffverträge mit internationalen Part-
nern, z. B. in Südamerika, Afrika oder Aus-
tralien. 
 

Die grüne Transformation stellt die Indus- 
trie vor große Herausforderungen und wird 
zu einem Strukturwandel führen. Dieser 
sollte aktiv begleitet werden, so dass lang-
fristig wettbewerbsfähige Industrien in 
Deutschland bleiben und zum Wohlstand 
beitragen können. Statt einzelne Unterneh-
men zu unterstützen, sollte die Politik die 
Anreize für die Reduktion von CO2-
Emissionen und die Produktion grüner Ener-
gie durch starke Preissignale erhöhen, den 
Aufbau internationaler Wasserstoff(deri-
vate)märkte vorantreiben und internatio-
nale Kooperationen ausbauen. 
 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundlage 
des ECONWATCH-Meetings „Energie-
krise und Transformation: Ist der Indus-
triestandort Deutschland in Gefahr?“ mit 
Prof. Dr. Veronika Grimm (Friedrich- 
Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 
und Sachverständigenrat). 
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Um den ECONWATCH-Policy Brief an-
bieten zu können, in dem Sie verständliche 
und wissenschaftlich fundierte Informatio-
nen über wirtschaftspolitische Zusammen-
hänge und Reformmöglichkeiten erhalten, 
ist ECONWATCH als gemeinnützige und 
unabhängige Organisation auf Mitgliedsbei-
träge und Spenden angewiesen. Informati-
onen hierzu erhalten Sie auf:   

www.econwatch.org 


